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Landwirtschaftsgesetz, LwG (910.1) 

Geltendes Recht Mit der Botschaft zur AP22+ vom 
Parlament beschlossene Anpassungen 
(BBl 2023 1527)

Vernehmlassungsvorlage

Art. 89 Voraussetzungen für einzelbetriebliche Massnahmen Art. 89 Voraussetzungen für die Unterstützung 
einzelbetrieblicher Massnahmen

Art. 89 Abs. 4 neu

1 Einzelbetriebliche Massnahmen werden unterstützt, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

a. Der Betrieb bietet, allenfalls zusammen mit einem nichtlandwirtschaftlichen 
Erwerb, längerfristig eine Existenz und erfordert zur Bewirtschaftung ein 
angemessenes Arbeitsaufkommen, mindestens aber eine 
Standardarbeitskraft.

b. Der Betrieb wird rationell bewirtschaftet.
c. Der Betrieb kann nach der Investition den ökologischen Leistungsnachweis 

nach Artikel 70a Absatz 2 erbringen.
d. Die Finanzierung und die Tragbarkeit der vorgesehenen Investition sind 

unter Berücksichtigung der künftigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
ausgewiesen.

e. Der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin setzt, soweit es zumutbar ist, 
eigene Mittel und Kredite ein.

f. Der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin verfügt über eine geeignete 
Ausbildung.

2 Der Bundesrat kann ein niedrigeres Arbeitsaufkommen festlegen, als nach Absatz 
1 Buchstabe a erforderlich ist:

a. zur Sicherung der Bewirtschaftung oder einer genügenden 
Besiedlungsdichte;

b. bei Massnahmen zur Diversifizierung der Tätigkeit im landwirtschaftlichen 
und landwirtschaftsnahen Bereich.

1 Einzelbetriebliche Massnahmen werden unterstützt, 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

…

b. Der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin führt 
den Betrieb wirtschaftlich erfolgreich.

…

g. Der Eigentümer oder die Eigentümerin 
bewirtschaftet den Betrieb selber oder wird ihn 
nach der Investition selber bewirtschaften.

h. Der Pächter oder die Pächterin weist nach, dass 
ein Baurecht für bauliche Massnahmen errichtet 
wurde, oder dass bei Investitionskrediten der 
Pachtvertrag für die festgelegte Dauer des 
Investitionskredits nach Artikel 290 des 
Obligationenrechts im Grundbuch vorgemerkt 
wurde.

3 Der Bundesrat kann Ausnahmen von Absatz 1 
Buchstabe g festlegen.

4 Er [der Bundesrat] kann die Voraussetzungen 
festlegen, die der Gesuchsteller oder die 
Gesuchstellerin erfüllen muss, damit die Ehefrau, der 
Ehemann, die eingetragene Partnerin oder der 
eingetragene Partner, die oder der auf dem Betrieb 
mitarbeitet, gegen nachteilige Folgen einer Scheidung 
oder einer Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
abgesichert ist.


